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Beschluss 

TOP II.9 

Einführung eines Straftatbestandes der Datenhehlerei 

Berichterstatter: Hessen 

1. Die Justizministerinnen und Justizminister nehmen den von Hessen 

vorgelegten Gesetzentwurf zur Einführung eines Straftatbestandes 

der Datenhehlerei zur Kenntnis. 

2. Unabhängig von den vom 69. Deutschen Juristentag am 20. Septem-

ber 2012 beschlossenen Forderungen nach einer umfassenden Re-

form des Internetstrafrechts sowie der Einsetzung einer interdiszipli-

när besetzten Sachverständigenkommission befürworten die Justiz-

ministerinnen und Justizminister die zeitnahe Einführung eines Straf-

tatbestandes der Datenhehlerei.  

3. Der Straftatbestand soll nicht den Erwerb von Daten erfassen, der 

ausschließlich der Erfüllung rechtmäßiger dienstlicher oder beruflicher 

Pflichten dient (zum Beispiel Ankauf von Steuerdaten). 

4. Die Justizministerinnen und Justizminister begrüßen die Absicht Hes-

sens, zur Vorbereitung einer Bundesratsbefassung, den Gesetzent-

wurf mit den anderen Landesjustizverwaltungen unter Einbeziehung 

der strafrechtlichen Praxis abzustimmen. 

 

 

 


